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Sachgebiet 111 


Bericht und Antrag 

des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


zu dem Bericht der Wahlkreiskommission für die 7. Wahlperiode 
des Deutschen Bundestages gemäß § 3 Bundeswahlgesetz (BWG) 

— Drucksache 7/1379 — 

zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
betr. Bundestagswahlrecht 

— Drucksache 7/ß67 — 

A. Problem 

Die vom Bundespräsidenten ernannte ständige Wahlkreiskom- 
mission hat nach § 3 Abs. 2 des Bundeswahlgesetzes die Auf- 
gabe, die Veränderung der Bevölkerungszahlen im Wahlgebiet 
zu beobachten und im Laufe des ersten Jahres nach Zusammen- 
tritt des Bundestages der Bundesregierung einen Bericht mit 
Vorschlägen über Änderungen der Wahlkreiseinteilung zu er- 
statten. Sie hat dabei die in § 3 Abs. 3 und 4 des Bundeswahl- 
gesetzes genannten Kriterien zu beachten. 

Die Bundesregierung hat den Bericht dem Deutschen Bundestag 
fristgerecht zugeleitet, so daß der Bundestag nunmehr der Bun- 
desregierung seine Auffassung zu den Vorschlägen der Wahl- 
kreiskommission übermitteln kann. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung soll beauftragt werden, bis zum 1. Sep- 
tember 1974 den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Bundeswahlgesetzes vorzulegen, welcher folgende Grundsätze 
berücksichtigt; 

1. Die Verteilung der Wahlkreise auf die einzelnen Länder 
soll nicht verändert werden. 

2. Bei der Veränderung von Wahlkreisgrenzen sollen Maßnah- 
men der Gebiets- und Verwaltungsreformen in den Ländern 
berücksichtigt werden, soweit sie bis zum 1. Juli 1974 abge- 
schlossen sind. 
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3. Das Wahlrecht zum Deutschen Bundestag soll nicht auf nicht 
im Bundesgebiet wohnende Deutsche ausgedehnt werden. 

4. Die Ein-Jahres-Frist für die Bestellung der Vertreterver- 
sammlung nach § 22 Abs. 2 des Bundeswahlgesetzes soll 
nicht an den Wahltag, sondern an den Beginn des letzten 
Vierteljahres der Wahlperiode geknüpft werden. 


C. Alternativen 

Die Fraktion der CDU/CSU im Ausschuß trat dafür ein, den 
Vorschlägen der Wahlkreiskommission zur Neuverteilung der 
Wahlkreise auf die Bundesländer zu folgen und das Wahlrecht 
unter bestimmten Voraussetzungen auch auf nicht im Bundes- 
gebiet wohnende Deutsche auszudehnen. 


D. Kosten 

keine 
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A. Bericht der Abgeordneten Wittmann (Straubing), Berger und Dr. Hirsch 


I. Allgemeines 

Der Bericht der Wahlkreiskommission wurde in 
der 72. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
16. Januar 1974, die Unterrichtung durch die Bun- 
desregierung betreffend Bundestagswahlrecht bereits 
in der 48. Sitzung am 13. September 1973 an den 
Innenausschuß überwiesen. Der Ausschuß schloß die 
Beratung der beiden Berichte in seiner 36. Sitzung 
am 24. April 1974 ab. 


11. Im Besonderen 

1. Die vom Bundespräsidenten ernannte ständige 
Wahlkreiskommission hat nach § 3 Abs. 2 des 
Bundes Wahlgesetzes die Aufgabe, die Verände- 
rung der Bevölkerungszahlen im Wahlgebiet zu 
beobachten und im Laufe des ersten Jahres nach 
Zusammentritt des Bundestages der Bundesregie- 
rung einen Bericht mit Vorschlägen über Ände- 
rungen der Wahlkreiseinteilung zu erstatten. Sie 
hat dabei besonders die in § 3 Abs. 3 und 4 des 
Bundeswahlgesetzes genannten Kriterien sowie 
den Grundsatz der gleichen Wahl zu beachten. 
Die Wahlkreiskommission empfiehlt in ihrem 
Bericht, 

a) eine Wahlkreiseinteilung anzustreben, die für 
mehrere Wahlperioden Bestand haben kann^ 

b) entsprechend dem veränderten Anteil an der 
deutschen Bevölkerung die bisherige Vertei- 
lung der Wahlkreise auf die Länder zu korri- 
gieren mit dem Ergebnis, daß Hamburg einen 
und Nordrhein-Westfalen zwei Wahlkreise 
abgeben, dafür aber Baden-Württemberg, 
Bayern und Niedersachsen je einen Wahlkreis 
hinzuerhalten sollen; 

c) aus politischen und administrativen Gründen 
Wahlkreise zu schaffen, deren Bevölkerungs- 
zahl in der Regel nicht mehr als 20 v. H. 
nach oben oder unten vom Bundesdurchschnitt 
ab weicht; 

d) Wahlkreise möglichst als ein räumlich zusam- 
menhängendes Ganzes zu konzipieren; 

e) bei der Wahlkreiseinteilung nach Möglich- 
keit die Grenzen der Stadt- und Landkreise 
einzuhalten; 

f) nicht unnötig von den alten Wahlkreisgren- 
zen abzuweichen; 

g) die Wahlkreise so zu schneiden, daß sie sich 
möglichst mit den Landtagswahlkreisen dek- 
ken. 

2. Als wesentliches Ziel einer Reform der bestehen- 
den Wahlkreiseinteilung betrachtet es der Innen- 
ausschuß, Wahlkreise zu schaffen, die über meh- 


rere Wahlperioden hinaus Bestand haben können. 
Dieses Ziel läßt sich aber nach Ansicht der Aus- 
schußmehrheit gegenwärtig aus mehreren Grün- 
den nicht verwirklichen: 

Die Gebiets- und Verwaltungsreformen sind 
noch nicht in allen Ländern abgeschlossen und 
werden daher erst später voll berücksichtigt wer- 
den können. Hinzu kommt, daß die Verschiebung 
einzelner Ländergrenzen im Zuge der von Arti- 
kel 29 Abs. 3 des Grundgesetzes bis zum 31. Mai 
1975 gebotenen Volksentscheide nicht auszu- 
schließen ist. Endlich verlangt Artikel 29 Abs. 1 
des Grundgesetzes insgesamt eine Neugliede- 
rung des Bundesgebietes. Die Diskussion darüber 
läßt bis zum Jahre 1980 ein abschließendes Er- 
gebnis zu den Grundsatzfragen einer Neugliede- 
rung des Bundesgebietes erwarten (vgl. auch 
Antworten des Bundesinnenministers in der 
Fragestunde der 96. Sitzung des Deutschen Bun- 
destages am 26. April 1974, Stenografischer Be- 
richt S. 651 1 C und 6517 D sowie 6518 A). 

Angesichts dieser Umstände kann eine gegen- 
wärtig vorgenommene Reform der Wahlkreisein- 
teilung nicht langfristig Bestand haben. Die Aus- 
schußmehrheit hält es daher nicht für zweck- 
mäßig, derzeit die geltende Wahlkreiseinteilung 
grundlegend zu verändern, sondern empfiehlt 
vielmehr, die geltende Verteilung der Wahl- 
kreise auf die Länder vorerst bestehen zu lassen. 
Nach der dagegen von der Wahlkreiskommission 
vorgeschlagenen Neuverteilung müßten insge- 
samt in fünf Ländern voraussichtlich fast alle 
Wahlkreise neu zugeschnitten werden. Neben 
einem erheblichen administrativen Aufwand 
würde das auch eine außerordentliche Belastung 
der Parteiorganisationen bedeuten. Zudem würde 
dadurch auch die gewachsene Beziehung der 
Kandidaten und Abgeordneten zu der Wähler- 
schaft ihres Wahlkreises unterbrochen. Die durch 
Artikel 21 Abs. 1 des Grundgesetzes gewähr- 
leistete Mitwirkung der Parteien bei der politi- 
schen Willensbildung des Volkes kann sich jedoch 
nur im Rahmen stabiler Wahlkreise voll entfal- 
ten. Mit Rücksicht darauf ist es vorzuziehen, 
die bestehende Wahlkreiseinteilung aufrechtzuer- 
halten, anstatt kurzlebige Zwischenlösungen 
durchzusetzen, zumal die veränderten Bevölke- 
rungszahlen nicht das Entstehen von Überhang- 
mandaten wahrscheinlich machen. Das Festhalten 
an der gegenwärtigen Verteilung der Wahlkreise 
auf die Länder rechtfertigt sich auch darum, weil 
nach dem Bevölkerungsstand vom 1. Januar 1973, 
von dem die Wahlkreiskommission ausgeht, kei- 
nem Land ein voller zusätzlicher Wahlkreis zu- 
steht. Ferner machte es die zwischenzeitliche Be- 
völkerungsentwicklung erforderlich, die Vor- 
schläge der Wahlkreiskommission ihrerseits wie- 
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der zu verändern und Hessen einen zusätzlichen 
Wahlkreis zum Nachteil von Rheinland-Pfalz zu- 
zuteilen. 

Eine grundlegende langfristige Reform der Wahl- 
kreiseinteilung kann aus den geschilderten Grün- 
den somit erst für das Wahljahr 1980 in Aus- 
sicht genommen werden. Gegenwärtig können 
daher nur die bereits bis zum 1. Juli 1974 ab- 
geschlossenen Gebiets- und Verwaltungsrefor- 
men in den Ländern berücksichtigt werden. Fer- 
ner sind die Wahlkreise neu zu schneiden, deren 
Bevölkerungsanteil um mehr als SSVs v. H. nach 
oben oder unten von der durchschnittlichen Wahl- 
kreisgröße abweicht. Im Unterschied zu den Vor- 
stellungen der Wahlkreiskommission soll die 
Toleranzgrenze möglichst bei 25 v. H. nach oben 
oder unten liegen. Die von der Wahlkreiskom- 
mission vorgeschlagene niedrigere Toleranz- 
grenze von 20 V. H. nach oben oder unten ver- 
spricht keine langfristigen Wahlkreisgrenzen, 
sondern würde schon infolge geringfügiger Be- 
völkerungsverschiebungen ständig Veränderun- 
gen erforderlich werden lassen. Die von der 
Wahlkreiskommission unter d) bis g) vorgeschla- 
genen Kriterien bei der Festlegung der Wahl- 
kreisgrenzen werden dagegen vom Ausschuß ge- 
teilt; sie entsprechen zu einem wesentlichen Teil 
der Vorschrift des § 3 Abs. 3 des Bundeswahl- 
gesetzes. 

Die Fraktion der CDU/CSU im Ausschuß emp- 
fiehlt, die Wahlkreise entsprechend dem Vor- 
schlag der Wahlkreiskommission neu auf die 
Länder zu verteilen. Das folge aus dem Grund- 
satz der gleichen Wahl und seiner Auslegung 
durch das Bundesverfassungsgericht in seiner 
Entscheidung vom 22. Mai 1963 — BVerfGE 16, 
130 — . Die Wahlkreiskommission habe sich in 
ihrem Bericht eingehend mit dem Gedanken der 
Kontinuität der Wahlkreiseinteilung auseinan- 
dergesetzt, aber dennoch dem Grundsatz der glei- 
chen Wahl angesichts der gegebenen Bevölke- 
rungsentwicklung den Vorrang eingeräumt, da 
sonst das Entstehen von Uberhangmandaten nicht 
auszuschließen sei. Es sei ferner auch zu be- 
fürchten, daß etwa Baden- Württemberg Klage 
beim Bundesverfassungsgericht erhebe, falls es 
nicht den seinem Bevölkerungsanteil entspre- 
chenden zusätzlichen Wahlkreis erhalte. 

übereinstimmend geht der Ausschuß davon aus, 
daß die Grenzen der einzelnen Wahlkreise von 
den Landesregierungen mit den in den Volksver- 
tretungen der Länder vertretenen Parteien ein- 
vernehmlich vorgeschlagen werden. Ausdrücklich 
weist der Ausschuß darauf hin, daß er bisher nur 
solche Änderungen der bestehenden Wahlkreis- 
grenzen gebilligt hat, für die ihm nachgewiesen 
werden konnte, daß dieses Einvernehmen zwi- 
schen den Parteien erzielt worden ist. Der Aus- 
schuß beabsichtigt, an diesem Grundsatz festzu- 
halten. 

Maßnahmen der Gebiets- und Verwaltungsrefor- 
men in den Ländern, die bis zum 1. Juli 1974 ab- 
geschlossen sind, sollen in dem vorgeschlagenen 
Gesetzentwurf berücksichtigt werden. Der Aus- 


schuß ist aber bereit, auch solche Maßnahmen 
der Gebiets- und Verwaltungsreformen noch zu 
berücksichtigen, die nach diesem Zeitpunkt bis 
zur abschließenden Beratung des Gesetzentwur- 
fes im Ausschuß wirksam werden. 

3. Der Deutsche Bundestag hat mit Entschließung 
vom 9. Juni 1972 — Drucksache W3482 — die 
Bundesregierung ersucht, den gesetzgebenden 
. Körperschaften besonders eine befriedigende Lö- 
sung zur Ausweitung des Wahlrechts zum Deut- 
schen Bundestag für nicht im Wahlgebiet woh- 
nende Deutsche zu unterbreiten. 

Wie in der Unterrichtung durch die Bundes- 
regierung vom 27. Juli 1973 — Drucksache 
7/867 — angekündigt, hat der Bundesminister 
des Innern dem Ausschuß mit Schreiben vom 
4. Februar 1974 — Ausschuß drucksache 7/47 — 
und 1. März 1974 als Lösungsalternativen vorge- 
stellt: 

— Wahlrecht für alle außerhalb der Bundesrepu- 
blik Deutschland lebenden Deutschen, die das 
Bundesgebiet nicht länger als fünf Jahre ver- 
lassen haben, 

— unbefristetes Wahlrecht für alle „Ausländs- 
deutschen", die in den europäischen Gebieten 
der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften leben sowie befristetes Wahl- 
recht für alle übrigen „Ausländsdeutschen", 
die die Bundesrepublik nicht länger als fünf 
Jahre verlassen haben (Kombinationsmodell). 

Die Ausschußmehrheit ist der Auffassung, daß 
der Kreis der Wahlberechtigten zum Deutschen 
Bundestag auf im Ausland lebende Deutsche zur 
Zeit nicht ausgedehnt werden sollte. Diese Frage 
sollte vielmehr erst im Zusammenhang mit der 
für das Wahljahr 1980 vorgesehenen Änderung 
des Bundeswahlgesetzes entschieden werden, zu- 
mal bis dahin besser zu beurteilen sein wird, ob 
aus dem weiteren Zusammenwachsen der Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften 
über die jetzigen Vorschläge hinausgehende Fol- 
gerungen gezogen werden sollten. 

Die Fraktion der CDU/CSU im Äusschuß befür- 
wortet dagegen das vom Bundesminister des In- 
nern vorgelegte Kombinationsmodell, das das 
Wahlrecht zum Deutschen Bundestag für alle 
Deutschen im Sinne des Artikels 116 GG vor- 
sieht, die am Wahltage 

— in den europäischen Gebieten der übrigen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaften leben und unmittelbar vor ihrem 
Wegzug mindestens drei Monate ununterbro- 
chen im Geltungsbereich des Bundeswahl- 
gesetzes eine Wohnung innegehabt oder sich 
sonst gewöhnlich aufgehalten haben, 

oder 

— nicht länger als fünf Jahre in einem Nichtmit- 
gliedstaat oder in außereuropäischen Gebie- 
ten der Europäischen Gemeinschaft leben und 
unmittelbar vor ihrem Wegzug mindestens 
drei Monate ununterbrochen im Geltungsbe- 


4 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2063 


reich des Bundeswahlgesetzes eine Wohnung 
innegehabt oder sich sonst gewöhnlich aufge- 
halten haben. Entsprechendes gilt für See- 
leute auf Schiffen, die nicht die Bundesflagge 
führen, sowie die Angehörigen ihres Haus- 
standes. 

4. Der Ausschuß hält eine Änderung der Frist in 
§ 22 Abs. 2 des Bundeswahlgesetzes für notwen- 
dig, um den Parteien bessere Möglichkeiten für 


die Vorbereitung der Bundestagswahlen einzu- 
räumen. Die Einjahresfrist für die Bestellung der 
Vertreterversammlung soll nicht mehr an den 
Wahltag, sondern an den Beginn des letzten 
Vierteljahres der Wahlperiode geknüpft werden. 

5. Im übrigen wird auf den Bericht der Wahlkreis- 
kommission — Drucksache 7/1379 — und die 
Unterrichtung durch die Bundesregierung — 
Drucksache 7/867 — verwiesen. 


Bonn, den 24. April 1974 


Wittmann (Straubing) Berger Dr, Hirsch 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

I. 1. den Bericht der Wahlkreiskommission für die 7. Wahlperiode des Deut- 

schen Bundestages — Drucksache 7/1379 — und die Unterrichtung durch 
die Bundesregierung betr. Bundestagswahlrecht — Drucksache 7/867 — 
zur Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung wird beauftragt, bis zum 1. September 1974 den Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundeswahlgesetzes vorzulegen, 
welcher folgende Grundsätze berücksichtigt: 

a) die Verteilung der Wahlkreise auf die einzelnen Länder soll zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt nicht verändert werden, 

b) bei der Veränderung von Wahlkreisgrenzen sollen Maßnahmen der 
Gebiets- und Verwaltungsreformen in den Ländern berücksichtigt wer- 
den, die bis zum 1. Juli 1974 abgeschlossen sind, 

c) das Wahlrecht zum Deutschen Bundestag soll im gegenwärtigen Zeit- 
punkt nicht über den Kreis der bisher Wahlberechtigten auf im Ausland 
lebende Deutsche i. S. des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes er- 
weitert werden, 

d) § 22 Abs. 2 des Bundeswahlgesetzes soll so geändert werden, daß die 
Ein-Jahres-Frist für die Bestellung der Vertreterversammlung nicht an 
den Wahltag, sondern an den Beginn des letzten Vierteljahres der 
Wahlperiode geknüpft wird; 

II. die zu den Berichten — Drucksachen 7/1379, 7/867 — eingegangenen Petitionen 
für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 24. April 1974 


Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) Berger Wittmann (Straubing) Dr. Hirsch 

Vorsitzender Berichterstatter 
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